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Die hessische Zeitung zur Späh-Affäre:
„Alle Menschen sind gleich erschaffen
worden – diese Botschaft aus der ame-
rikanischen Verfassung nimmt der
US-Geheimdienst NSA offensichtlich
ernst: Wenn er schon das deutsche
Volk ausspäht, dann darf er auch die
oberste Dienerin des deutschen Volkes
überwachen. Selbst wenn die Empö-
rung Merkels geheuchelt wäre: Dieser
Moment ist eine Chance. Hier öffnet
sich ein Zeitfenster für die Eindäm-
mung der umfassendsten Überwa-
chung in der Menschheitsgeschichte.
Unabhängig von der Politik könnten
die Bürger selbst endlich aktiver wer-
den gegen die Überwachung.“

Das Hauptstadt-Blatt zur Späh-Affäre:
„Wer Vertrauen und Freundschaft
will, darf seinen Partner nicht hinter-
gehen und ausspionieren. Dabei geht
es hier weniger um die Frage, ob die
USA auf diesem Wege tatsächlich
Staatsgeheimnisse erlauscht haben.
Dieser Lauschangriff ist ein direkter
Angriff auf die Souveränität Deutsch-
lands und ein Vertrauensbruch ohne-
gleichen. Das wird Merkel nicht ver-
gessen. Das Bild des in Deutschland
erst so bewunderten Friedensnobel-
preisträgers Barack Obama verfinstert
sich immermehr.“
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Das niedersächsische Blatt zur Späh-Affäre:
„Ob jetzt auch Ronald Pofalla verstan-
den hat, dass Imperien keine Verbün-
deten kennen, sondern nur Vasallen?
Das coole Abwinken imWeißen Haus
zeigt, dass dort inmanchen Köpfen die
Besatzungszeit offenbar noch nicht be-
endet ist. Gerade als ehemalige DDR-
Bürgerin sollte es Merkel nicht bei ei-
nem ernsten Telefonat mit Obama
und einem Rüffel für den Botschafter
belassen. Die Aussetzung des Swift-Ab-
kommens zum Datenaustausch sowie
eine Initiative zum Aufbau einer auto-
nomen, europäischen Telekommuni-
kationsstruktur wären jetzt ange-
bracht.“

Die Zeitung zur Späh-Affäre:
„Sieh an: Plötzlich kann sich die Kanz-
lerin also gar nicht genug entrüsten
über ihre indiskreten amerikanischen
,Freunde‘. Dabei hat die US-Adminis-
tration getan, was sie immer tut: Sie
hat kompromisslose Interessenspoli-
tik betrieben, was beinhaltet, ausländi-
sche Konzerne und Staatenlenker aus-
zuspionieren, gerne unter dem Deck-
mantel der Terrorabwehr. Die stärkst-
mögliche Antwort auf Obamas Af-
front wäre, dem von den USA gejagten
Enthüller Snowden eine sichere Zu-
flucht in der EU zu gewähren.“
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WWW.MITTELBAYERISCHE.DE

●➲ MZMobil
Mit denmobilen Nachrichten-Apps der
Mittelbayerischen bleiben Sie unterwegs
auf dem Laufenden. Unsere Artikel, Bil-
dergalerien und Videos zeigen Ihnen,
was in derWelt und Ostbayern los ist.

www.mittelbayerische.de/apps

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
www.mittelbayerische.de/facebook

Nach der Eröffnungsveranstaltung der
Regensburger Gesundheitstage 2013
besuchte der Sterne- und Fernsehkoch
Johann Lafer die Redaktion der MZ.
www.mittelbayerische.de/video

Das Handy von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel
ist möglicherweise von
US-Geheimdiensten über-
wacht worden.

●➲ Meistgelesen

01 Einsatz In Ambergmusste die Feu-
erwehr amDonnerstag zu einemBrand
in einemWohnhaus ausrücken.
02 Kriminalität Der vermisste Klaus-
Heinrich Just aus Kiel wurde offenbar
tot aufgefunden. Der Fall reicht nach
Burglengenfeld.
03Mobilität Die Bahn will mit Zivil-
fahndern gegen Betrügereienmit dem
Bayern-Ticket vorgehen.
04 Sanierung Das K&L-Ruppert-Haus
in der Regensburger Altstadt findet ei-
nen neuen Eigentümer.
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Reaktionen der User:

GutenMorgen. Das ist doch nicht neu.
Daran haben wir selber Schuld. Jeder
ist wichtig, jeder ist mobil und somit zu
100% überwachbar. Jürgen

Wer solche „Freunde“ hat, braucht kei-
ne Feinde. Heinz-Peter

Ich dachte, der Pofalla hat das ganze
beendet? ;-) Dineal

Das Beste aber: Man beschwert sich
nur. Dagegen etwas unternehmen, tut
niemand. Bastian

-Thema
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Wohnungs- und Immobilienwirt-
schaft, Banken bis hin zur Deutschen
Bundesbank, Maklerorganisationen
und Forschungsinstitute, zum Beispiel
das arbeitgebernahe Institut der Deut-
schen Wirtschaft, machen mobil. Sie
schießen sich regelrecht auf die Miet-
preisbremse ein, mit dem Ziel, die Be-
grenzung der Wiedervermietungsmie-
ten zu verhindern. Aber die kommt.
Vor der Bundestagswahl haben alle
jetzt im Bundestag vertretenen Partei-
en angekündigt und versprochen, die
Wiedervermietungsmieten zu begren-
zen. Auch die jetzt die Koalitionsver-
handlungen führenden Parteien, das
heißt CDU, CSU und SPD, sind sich in
diesem Punkt weitgehend einig. Wie-
dervermietungsmieten sollen künftig
nur noch höchstens zehn Prozent über
der ortsüblichen Vergleichsmiete lie-
gen dürfen.

Dass Vermieterverbände oder die
ihnen nahestehenden Makler für stei-
gende Mieten streiten und gegen eine
Mietenbegrenzung Sturm laufen, ist
leicht nachvollziehbar. Aber die Ban-
ken oder Institute? Sie sorgen sich um
Renditechancen von Investoren. Die
Deutsche Bundesbank, die in diesen
Tagen ihren Monatsbericht für Okto-
ber 2013 veröffentlichte, interessiert
sich offensichtlich viel mehr für Im-
mobilienkäufer als für die Mieter in

Deutschland. Die Bundesbank be-
fürchtet einen Immobilienpreisboom
– andere würden sagen, eine Immobi-
lienblase –, weil sich der Preis für Ge-
schosswohnungen im Durchschnitt
sieben deutscher Großstädte seit 2010
insgesamt ummehr als ein Viertel ver-
teuert hat.

Aber, so die Bundesbank, noch ist
alles im Lot. „Preise undMieten tragen
dazu bei, dass sich auf den Immobi-
lien- und Mietmärkten Gleichgewich-
te einstellen. Wenn in diesem Umfeld
aber auch die Mieten deutlich anzie-
hen, bleibt das Preis-Miet-Verhältnis
möglicherweise weitgehend unverän-
dert.“ Das heißt auf gut deutsch: Solan-
ge die Mieten hoch sind und weiter
steigen, bleiben die Immobilienmärk-
te im Gleichgewicht. Mieter bezahlen
den Immobilienpreisboom. Nahezu
zynischmuss es in diesem Zusammen-
hang klingen, wenn im Bericht der
Deutschen Bundesbank ganz amEnde,
als letzter Satz, angemerkt wird, eine
Begrenzung von Mietsteigerungen
halteman für kontraproduktiv.

Ich sage, Mieter brauchen Schutz
vor überzogenen Wiedervermietungs-
mieten, die oft 20, 30 oder gar 40 Pro-
zent über der ortsüblichen Vergleichs-
miete liegen. Keinen Schutz benötigen
dagegen Immobilienkäufer oder -spe-
kulanten, die hohe Preise gezahlt ha-
ben und dabei auf weiter und ständig
steigende Mieten setzen. Deshalb for-
dern wir, dass die Politik ihre Verspre-
chen aus der Bundestagswahl einlöst.
Die Wiedervermietungsmieten müs-
sen begrenzt werden, auf zehn Prozent
oberhalb der ortsüblichen Vergleichs-
miete.

Heute kann der Vermieter nach ei-
nemMieterwechsel von seinem neuen
Mieter so viel Miete nehmen, wie er
will. Irgendwelche Begrenzungen, wie
sie für bestehende Mietverhältnisse
existieren, gibt es bei Neu- oder Wie-
dervermietungen nicht. Folge ist, dass
insbesondere in Groß- und Universi-
tätsstädten die Wiedervermietungs-
mieten drastisch über den Mieten in
bestehendenMietverhältnissen liegen.
Leidtragende dieser Marktentwick-
lung sind all diejenigen, die wegen ih-
res Arbeitsplatzes umziehen müssen
oder zum Studieren in die Stadt ziehen
oder zusammenziehen und eine Fami-
lie gründen wollen. Für diese Mieter-
gruppen brauchen wir eine Mietpreis-
begrenzung beiWiedervermietungen.

WOHNEN Banken sorgen sich
nur umRenditechancen von
Investoren.

Zeit für dieMietpreisbremse

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autors wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

AUSSENANSICHT

DR. FRANZ-GEORG RIPS
Der Autor ist Präsident des
DeutschenMieterbunds e. V.

eine Frage, soll-
te sich auch
nur ein Teil der

imRaum stehenden
Vorwürfe bestätigen,
habenwir esmit einem
handfesten Skandal zu
tun. Sollten tatsächlich
US-Geheimdienste
auch nur versucht ha-
ben, die deutsche Re-
gierungschefin abzu-
hören, ist jede Grenze des Erträglichen
überschritten. Da spielt es auch keine
Rolle, ob Präsident Obama von der
Spitzelei wusste oder NSA, CIA oder
sonst einer der zahlreichen einschlä-
gig Verdächtigen nicht längstmachen,
was sie wollen.

Eswäre aber viel zu einfach, sich
jetzt nur über die USA zu echauffieren.
Denn unabhängig vom tatsächlichen
Gehalt der Vorwürfe beweist die aktu-
elle Entwicklung vor allem und end-
gültig: Der Umgang der schwarz-gel-
ben Regierungmit der gesamtenNSA-
Affäre ist nichts als eine riesengroße
Blamage. All die Beschwichtigungen
der Herren Pofalla und Friedrich, ja
auch die bisherigenÄußerungen der
Kanzlerin, zeugen im Licht der Ereig-
nissemindestens von größtmöglicher
Naivität, wahrscheinlich aber eher
von größtmöglicher Gleichgültigkeit –
so langeman eben nicht selbst betrof-
fen ist. Lange Zeit hatte auchMerkel
den Eindruck erweckt, sie halte die
Sorge über PRISMund ähnliche Pro-
gramme entweder für eine Aufgeregt-
heit von Journalisten oder aber die
Spinnerei dieser Neuland-Bewohner,
vulgo Internet-Nutzer. Nicht zu ver-
gessen der Lieblingsspruch der Law-
and-Order-Fraktion:Wer nichts zu ver-
bergen hat, der braucht auch nichts zu
befürchten.

Das gilt nun plötzlich nichtmehr.
Die Kanzlerin und ein ganzer
Schwung ihrer Regierungsmitglieder
würden jetzt vermutlich sehr viel da-
für geben, könnten sie die selbst ausge-
sprochenenDokumente ihrer Untätig-
keit ganz schnell aus den Archiven til-
gen. Da finden sich nämlich Aussagen
wie die eines Innenministers, der über
das „Supergrundrecht Sicherheit“

K schwadroniert oder die
eines Kanzleramts-
chefs, der einfachmal
behauptet: „Die Vor-
würfe sind vomTisch.“
Manmuss also nicht
einmal sinnfreie State-
ments von Laiendar-
stellernwie demUni-
ons-Fraktionsge-
schäftsführerMichael
Grosse-Brömer oder

PhilippMißfelder, immerhin außen-
politischer Sprecher der CDU, bemü-
hen, um zu belegen, wiewenig sich die
Union umdas Thema geschert hat. Of-
fensichtlich istman dem eigenenMär-
chen zumOpfer gefallen, dessen zen-
trale Botschaft lautet: Das geschieht al-
les nur zu eurer eigenen Sicherheit.

InWahrheit geht es hier um einen
Krieg der Daten. Es geht umWissens-
vorsprung, der politisch undwirt-
schaftlich zum eigenenNutzen einge-
setzt werden kann. Deshalb ist es aus
Sicht der US-Geheimdienste Teil ihres
Auftrags, an allen entscheidenden Stel-
len ihrWissen zu vermehren. Dass
AngelaMerkel in Europa eine ganz
entscheidende Rolle spielt, ist wohl
von niemandem zu bestreiten.

Umso erschütternder allerdings,
dass sich imRegierungslager offenbar
nie jemand die Frage gestellt hat, war-
um die NSA zwar EU-Botschafter oder
den früherenUN-Generalsekretär Kofi
Annan ausspäht, nicht aber an der
deutschen Bundeskanzlerin interes-
siert sein sollte. Es ist obendrein ein
weiterer Beweis für die offensichtliche
Unfähigkeit der deutschenGeheim-
undAbwehrdienste.Welch Zufall,
dass auch hier die Herren Friedrich
und Pofalla verantwortlich zeichnen.
Die anstehendenKoalitionsverhand-
lungen sollten dafür genutzt werden,
beide endlich zu befreien – sie haben
jetzt ausreichend bewiesen, dass sie ih-
ren Aufgaben nicht gewachsen sind.

Die Frage, warum sich AngelaMer-
kel erst für das Thema interessiert,
wenn es ums eigene Telefon geht, wird
die Bundeskanzlerin denMillionen
ebenfalls potenziell betroffenenDeut-
schen aber schon selbst beantworten
müssen.
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KOMMENTAR

ABHÖRAFFÄREDie Aufregung um einen Lauschangriff auf die
Kanzlerin belegt vor allem die Untätigkeit ihrer Regierung.

Größtmögliche Blamage
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VON HOLGER SCHELLKOPF, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit uns auf:
Facebook, Twitter und Google+
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WEITERE KOMMENTARE

EU-Gipfel:Die Empörung über die USA
schweißt die zerstrittenen Europäer
zusammen. ➤ SEITE 5

Reparatur:Der Finanzsanierung der
Werkstattkette ATUmüssen bald
zündende Ideen folgen. ➤ SEITE 12
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